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und gerechten internationalen Ordnung zu stützen und diese 
Resolution zu berücksichtigen, und alle Regierungen, Sonder-
organisationen, Fonds und Programme der Vereinten Nationen 
und interessierten nichtstaatlichen Organisationen zu bitten, an 
diesem Seminar teilzunehmen;  

 14. ersucht den Generalsekretär, diese Resolution den 
Mitgliedstaaten, den Organen, Organisationen und anderen Tei-
len der Vereinten Nationen, den zwischenstaatlichen Or-
ganisationen, insbesondere den Bretton-Woods-Institutionen, 
und den nichtstaatlichen Organisationen zur Kenntnis zu brin-
gen und so weit wie möglich zu verbreiten; 

 15. beschließt, die Behandlung dieser Frage auf ihrer 
neunundfünfzigsten Tagung unter dem Punkt "Menschenrechts-
fragen" fortzusetzen. 

RESOLUTION 57/214 

Verabschiedet auf der 77. Plenarsitzung am 18. Dezember 2002, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 130 Stimmen ohne Gegenstimme bei 49 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/556/Add.2 und Corr.1-3, Ziffer 
127)434: 
 Dafür: Afghanistan, Albanien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatori-
alguinea, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Australien, Bahamas, Barbados, 
Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Bot-
suana, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, Costa Rica, Côte d'Ivoi-
re, Dänemark, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Ecuador, 
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fi-
dschi, Finnland, Frankreich, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, 
Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Irland, Island, Italien, 
Jamaika, Japan, Jugoslawien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, 
Kirgisistan, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Kuba, Lesotho, Lettland, Liechtenstein, 
Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malta, Marshallinseln, Mauritius, 
Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Mosambik, 
Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, 
Österreich, Palau, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik 
Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Sambia, Samoa, San 
Marino, São Tomé und Príncipe, Schweden, Schweiz, Senegal, Seychellen, 
Simbabwe, Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Lucia, St. Vincent und die 
Grenadinen, Südafrika, Suriname, Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Timor-
Leste, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, 
Ungarn, Uruguay, Venezuela, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich 
Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika und Zypern. 
 Dagegen: Keine. 
 Enthaltungen: Ägypten, Algerien, Äthiopien, Bahrain, Bangladesch, Brunei Da-
russalam, China, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik 
Korea, Dschibuti, Gambia, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Israel, Jemen, 
Jordanien, Kasachstan, Katar, Kenia, Komoren, Kuwait, Libanon, Libysch-Ara-
bische Dschamahirija, Malaysia, Malediven, Mali, Marokko, Mauretanien, Myan-
 
434 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Albanien, Andorra, Angola, Argentinien, Armenien, Au-
stralien, Belgien, Benin, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, 
Burundi, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Re-
publik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salva-
dor, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Guatemala, 
Honduras, Irland, Island, Italien, Jugoslawien, Kamerun, Kanada, Kroatien, 
Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Mexiko, Monaco, 
Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Panama, Peru, Polen, Por-
tugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, San Marino, Schwe-
den, Schweiz, Senegal, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Suri-
name, Tschechische Republik, Ukraine, Ungarn, Venezuela, Vereinigtes 
Königreich Großbritannien und Nordirland und Zypern. 

mar, Nauru, Oman, Pakistan, Papua-Neuguinea, Salomonen, Saudi-Arabien, Sier-
ra Leone, Singapur, Sri Lanka, Sudan, Syrische Arabische Republik, Togo, Tonga, 
Tunesien, Tuvalu, Uganda, Usbekistan, Vanuatu, Vereinigte Arabische Emirate, 
Vietnam. 

57/214. Außergerichtliche, summarische oder willkürliche 
Hinrichtungen 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte435, die das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der 
Person verbürgt, sowie auf die einschlägigen Bestimmungen 
des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische 
Rechte436, 

 unter Berücksichtigung des rechtlichen Rahmens des Man-
dats des Sonderberichterstatters der Menschenrechtskommis-
sion über außergerichtliche, summarische oder willkürliche 
Hinrichtungen, namentlich der Bestimmungen in der Resolu-
tion 1992/72 der Menschenrechtskommission vom 5. März 
1992437 und der Resolution 47/136 der Generalversammlung 
vom 18. Dezember 1992,  

 eingedenk ihrer Resolutionen zur Frage der außergerichtli-
chen, summarischen oder willkürlichen Hinrichtungen, zuletzt 
Resolution 55/111 vom 4. Dezember 2000, sowie der Resolu-
tionen der Menschenrechtskommission zu diesem Thema und 
Kenntnis nehmend von ihrer jüngsten diesbezüglichen Resolu-
tion, nämlich 2002/36 vom 22. April 2002438, 

 unter Hinweis auf die Resolution 1984/50 des Wirtschafts- 
und Sozialrats vom 25. Mai 1984 und die in der Anlage zu der 
genannten Resolution enthaltenen Garantien zum Schutz der 
Rechte von Personen, denen die Todesstrafe droht, und auf die 
Ratsresolution 1989/64 vom 24. Mai 1989 über ihre Umset-
zung sowie die von der Generalversammlung in ihrer Resolu-
tion 40/34 vom 29. November 1985 verabschiedete Erklärung 
über Grundprinzipien der rechtmäßigen Behandlung von 
Verbrechensopfern und Opfern von Machtmissbrauch, 

 sowie unter Hinweis auf die Resolution 1989/65 des Wirt-
schafts- und Sozialrats vom 24. Mai 1989, in der der Rat die 
Grundsätze für die wirksame Verhütung und Untersuchung von 
außergesetzlichen, willkürlichen und summarischen Hinrich-
tungen empfahl,  

 bestürzt darüber, dass in einer Reihe von Ländern weiterhin 
Straflosigkeit herrscht, was einer Negierung der Gerechtigkeit 
gleichkommt und oft die Hauptursache dafür bleibt, dass in 
diesen Ländern nach wie vor außergerichtliche, summarische 
oder willkürliche Hinrichtungen vorgenommen werden, 

 
435 Resolution 217 A (III). 
436 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. 
437 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 1992, Sup-
plement No.2 (E/1992/22), Kap. II, Abschnitt A. 
438 Ebd., 2002, Supplement No. 3 (E/2002/23), Kap. II, Abschnitt A. 
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 Kenntnis nehmend von dem Inkrafttreten des Römischen 
Statuts zur Schaffung des Internationalen Strafgerichtshofs439 
am 1. Juli 2002, was dazu beiträgt, dass die für außer-
gerichtliche, summarische oder willkürliche Hinrichtungen ver-
antwortlichen Personen strafrechtlich verfolgt werden und nicht 
straflos ausgehen, 

 überzeugt von der Notwendigkeit wirksamer Maßnahmen 
zur Bekämpfung und Abschaffung der abscheulichen Praxis 
außergerichtlicher, summarischer oder willkürlicher Hinrich-
tungen, die eine flagrante Verletzung des Rechts auf Leben dar-
stellt, 

 1. verurteilt erneut auf das entschiedenste alle außerge-
richtlichen, summarischen oder willkürlichen Hinrichtungen, 
die in der ganzen Welt nach wie vor vorkommen; 

 2. verlangt, dass alle Regierungen dafür Sorge tragen, 
dass der Praxis außergerichtlicher, summarischer oder willkür-
licher Hinrichtungen ein Ende gesetzt wird, und dass sie wirk-
same Maßnahmen zur Bekämpfung und Beseitigung des Phä-
nomens in allen seinen Ausprägungen ergreifen; 

 3. erkennt an, dass die Schaffung des Internationalen 
Strafgerichtshofs am 1. Juli 2002 von historischer Bedeutung 
ist und dass eine beträchtliche Zahl von Staaten das Römische 
Statut439 bereits unterzeichnet oder ratifiziert haben bezie-
hungsweise ihm beigetreten sind, und fordert alle anderen Staa-
ten auf, zu erwägen, Vertragsparteien des Statuts zu werden; 

 4. stellt mit tiefer Besorgnis fest, dass die Straflosigkeit 
nach wie vor eine Hauptursache für die Perpetuierung von Ver-
letzungen der Menschenrechte, namentlich von außergerichtli-
chen, summarischen oder willkürlichen Hinrichtungen, ist; 

 5. erklärt erneut, dass alle Regierungen gehalten sind, al-
le Fälle, in denen der Verdacht besteht, dass außergerichtliche, 
summarische oder willkürliche Hinrichtungen stattgefunden 
haben, umfassend und unparteiisch zu untersuchen und die 
Verantwortlichen ausfindig zu machen und vor Gericht zu stel-
len, wobei das Recht einer jeden Person auf ein faires und öf-
fentliches Verfahren vor einem zuständigen, unabhängigen, un-
parteiischen und auf dem Gesetz beruhenden Gericht zu ge-
währleisten ist, den Opfern oder ihren Familien in einem ver-
tretbaren Zeitraum eine angemessene Entschädigung zukom-
men zu lassen sowie alle erforderlichen Maßnahmen, nament-
lich rechtliche und gerichtliche Maßnahmen, zu ergreifen, um 
der Straflosigkeit ein Ende zu setzen und das neuerliche Vor-
kommen solcher Hinrichtungen zu verhindern; 

 6. bekräftigt, dass die Regierungen gehalten sind, allen 
ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Personen den Schutz des 
Rechts auf Leben zu gewährleisten, und fordert die betroffenen 

 
439 Official Records of the United Nations Diplomatic Conference of Pleni-
potentiaries on the Establishment of an International Criminal Court,  
Rome, 15 June-17 July 1998, Vol. I: Final documents (Veröffentlichung 
der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.02.I.5), Abschnitt A. 

Regierungen auf, alle Fälle von Tötungen aus Leidenschaft 
oder wegen verletzter Ehre, alle Tötungen von Personen aus 
Diskriminierungsgründen, einschließlich auf Grund der sexuel-
len Orientierung, rassistisch motivierte Gewalthandlungen, die 
zum Tod des Opfers führen, Tötungen von Personen, die mit 
ihren friedlichen Aktivitäten als Verfechter der Menschenrechte 
oder als Journalisten in Zusammenhang stehen, sowie andere 
Fälle, in denen das Recht einer Person auf Leben verletzt wur-
de, umgehend und gründlich zu untersuchen und die Verant-
wortlichen vor ein zuständiges, unabhängiges und unparteii-
sches Gericht zu bringen sowie sicherzustellen, dass derartige 
Tötungen, einschließlich der von Sicherheitskräften, paramili-
tärischen Gruppen oder privaten Kräften begangenen Tötun-
gen, von Regierungsbeamten oder -angestellten weder geduldet 
noch gestattet werden; 

 7. fordert die Regierungen nachdrücklich auf, bei öffent-
lichen Demonstrationen, innerstaatlicher oder kommunaler 
Gewalt, Unruhen, öffentlichem Notstand oder bewaffneten 
Konflikten alle erforderlichen und möglichen Maßnahmen zu 
ergreifen, um Verluste von Menschenleben zu vermeiden, ins-
besondere von Kindern, sowie sicherzustellen, dass die Polizei- 
und Sicherheitskräfte eine gründliche Ausbildung auf dem Ge-
biet der Menschenrechte erhalten, insbesondere was Beschrän-
kungen hinsichtlich der Anwendung von Gewalt und des Ein-
satzes von Schusswaffen bei der Dienstausübung angeht, und 
dass sie bei der Ausübung ihrer Pflichten Zurückhaltung walten 
lassen und die internationalen Menschenrechtsnormen achten; 

 8. betont, wie wichtig es ist, dass die Staaten wirksame 
Maßnahmen, unter anderem Präventivmaßnahmen, ergreifen, 
um der Straflosigkeit in Bezug auf außergerichtliche, summari-
sche oder willkürliche Hinrichtungen ein Ende zu setzen, und 
fordert die Regierungen auf, sicherzustellen, dass solche Maß-
nahmen in die Anstrengungen zur Friedenskonsolidierung in 
der Konfliktfolgezeit einbezogen werden; 

 9. legt den Regierungen, den zwischenstaatlichen und 
den nichtstaatlichen Organisationen nahe, Ausbildungspro-
gramme zu organisieren und Projekte zu unterstützen, die den 
Zweck haben, Angehörige der Streitkräfte, Beamte mit Polizei-
befugnissen und Regierungsbeamte in menschen- und humani-
tärrechtlichen Fragen, die mit ihrer Tätigkeit zusammenhängen, 
auszubilden oder aufzuklären, und appelliert an die internatio-
nale Gemeinschaft und ersucht das Amt des Hohen Kommis-
sars der Vereinten Nationen für Menschenrechte, die diesbe-
züglichen Anstrengungen zu unterstützen; 

 10. bekräftigt den Beschluss 2001/266 des Wirtschafts- 
und Sozialrats vom 24. Juli 2001, in dem der Rat den Be-
schluss der Menschenrechtskommission in ihrer Resolution 
2001/45 vom 23. April 2001440 billigte, das Mandat der Son-
derberichterstatterin der Menschenrechtskommission über  

 
440 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2001, Sup-
plement No. 3 (E/2001/23), Kap. II, Abschnitt A. 
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außergerichtliche, summarische oder willkürliche Hinrichtun-
gen um drei Jahre zu verlängern; 

 11. nimmt Kenntnis von dem vorläufigen Bericht der 
Sonderberichterstatterin an die Generalversammlung441 und den 
darin enthaltenen Empfehlungen; 

 12. erinnert daran, dass die Kommission die Sonderbe-
richterstatterin in ihrer Resolution 2001/45 ersuchte, bei der 
Wahrnehmung ihres Mandats 

 a) auch weiterhin Fälle von außergerichtlichen, summari-
schen oder willkürlichen Hinrichtungen zu untersuchen und der 
Kommission jährlich ihre Feststellungen zusammen mit ihren 
Schlussfolgerungen und Empfehlungen sowie alle anderen Be-
richte vorzulegen, die die Sonderberichterstatterin für erforder-
lich hält, um die Kommission über gravierende Fälle außerge-
richtlicher, summarischer oder willkürlicher Hinrichtungen un-
terrichtet zu halten, die ihre sofortige Aufmerksamkeit verdie-
nen; 

 b) wirksam auf die ihr vorgelegten Informationen hin tä-
tig zu werden, insbesondere wenn außergerichtliche, summari-
sche oder willkürliche Hinrichtungen bevorstehen oder ernst-
haft angedroht werden oder wenn eine solche Hinrichtung 
stattgefunden hat; 

 c) ihren Dialog mit den Regierungen weiter zu verstär-
ken und die Empfehlungen weiterzuverfolgen, die sie in ihren 
Berichten im Anschluss an Besuche in bestimmten Ländern ab-
gegeben hat; 

 d) außergerichtlichen, summarischen oder willkürlichen 
Hinrichtungen von Kindern sowie Behauptungen betreffend 
Verletzungen des Rechts auf Leben im Zuge von Gewalttätig-
keiten gegen Teilnehmer an Demonstrationen und anderen 
friedlichen öffentlichen Kundgebungen oder gegen Angehörige 
von Minderheiten auch künftig besondere Aufmerksamkeit zu 
schenken; 

 e) außergerichtlichen, summarischen oder willkürlichen 
Hinrichtungen, deren Opfer Einzelpersonen sind, die durch 
friedliche Aktivitäten die Menschenrechte und Grundfreiheiten 
verteidigen, auch weiterhin besondere Aufmerksamkeit zu 
schenken; 

 f) die Anwendung der bestehenden internationalen Nor-
men betreffend Garantien und Einschränkungen im Zusam-
menhang mit der Verhängung der Todesstrafe auch weiterhin zu 
überwachen und dabei den Stellungnahmen Rechnung zu tra-
gen, die der Menschenrechtsausschuss bei seiner Auslegung 
des Artikels 6 des Internationalen Paktes über bürgerliche und 

 
441 A/57/138. 

politische Rechte436 sowie des dazugehörigen zweiten Fakulta-
tivprotokolls442 abgegeben hat; 

 g) bei ihrer Arbeit einen geschlechtsbezogenen Ansatz 
anzuwenden; 

 13. erkennt an, wie wichtig es ist, die Öffentlichkeit für 
die Beseitigung außergerichtlicher, summarischer oder willkür-
licher Hinrichtungen, für die Straflosigkeit weder zugelassen 
noch geduldet werden darf, zu sensibilisieren und zu betonen, 
dass außergerichtliche, summarische oder willkürliche Hinrich-
tungen eine flagrante Verletzung der Menschenrechte darstel-
len, insbesondere des Rechts auf Leben, das niemandem will-
kürlich entzogen werden darf, und legt in diesem Zusammen-
hang der Sonderberichterstatterin nahe, im Rahmen ihres Man-
dats auch weiterhin Informationen von allen Betroffenen zu 
sammeln, auf die ihr zugeleiteten verlässlichen Informationen 
wirksam zu reagieren, Folgemaßnahmen zu den Mitteilungen 
und den Besuchen in den betreffenden Ländern zu ergreifen 
und die Auffassungen und Stellungnahmen der Regierungen 
einzuholen und sie in ihren Berichten angemessen zu berück-
sichtigen; 

 14. legt der Sonderberichterstatterin eindringlich nahe, im 
Rahmen ihres Mandats die Aufmerksamkeit des Hohen Kom-
missars der Vereinten Nationen für Menschenrechte auch wei-
terhin auf Fälle von außergerichtlichen, summarischen oder 
willkürlichen Hinrichtungen zu lenken, die besonderen Anlass 
zur Besorgnis geben oder bei denen frühzeitige Maßnahmen 
Schlimmeres verhindern könnten; 

 15. begrüßt die Zusammenarbeit, die sich zwischen der 
Sonderberichterstatterin und anderen Mechanismen und Ver-
fahren der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Menschen-
rechte sowie mit medizinischen und gerichtsmedizinischen 
Sachverständigen entwickelt hat, und ermutigt die Sonderbe-
richterstatterin, ihre diesbezüglichen Bemühungen fortzusetzen; 

 16. fordert alle Regierungen, insbesondere jene, die dies 
noch nicht getan haben, mit großem Nachdruck auf, ohne un-
gebührliche Verzögerung auf die Mitteilungen und Ersuchen 
um Informationen zu antworten, die ihnen die Sonderberichter-
statterin übermittelt, und fordert sie sowie alle anderen in Be-
tracht kommenden Stellen nachdrücklich auf, mit der Sonder-
berichterstatterin zusammenzuarbeiten und sie zu unterstützen, 
damit sie ihr Mandat wirksam wahrnehmen kann, so auch in-
dem sie sie, wo dies angezeigt erscheint, zu einem Besuch ein-
laden, wenn sie darum ersucht; 

 17. dankt denjenigen Regierungen, die die Sonderbericht-
erstatterin zu einem Besuch ihres jeweiligen Landes eingeladen 
haben, bittet sie, die Empfehlungen der Sonderberichterstat-
terin gründlich zu prüfen und ihr über die daraufhin ergriffenen 

 
442 Resolution 44/128, Anlage. 
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Maßnahmen Bericht zu erstatten, und bittet die übrigen Regie-
rungen um eine ähnliche Zusammenarbeit; 

 18. fordert die Regierungen aller Staaten, in denen die 
Todesstrafe noch nicht abgeschafft worden ist, auf, ihren Ver-
pflichtungen nach den einschlägigen Bestimmungen der in-
ternationalen Menschenrechtsinstrumente nachzukommen, un-
ter Berücksichtigung der Garantien, auf die in den Resolutio-
nen des Wirtschafts- und Sozialrats 1984/50 und 1989/64 Be-
zug genommen wird; 

 19. ersucht den Generalsekretär erneut, in Fällen, in de-
nen die in den Artikeln 6, 9, 14 und 15 des Internationalen Pak-
tes über bürgerliche und politische Rechte vorgesehenen recht-
lichen Mindestgarantien offenbar nicht eingehalten werden, 
auch weiterhin sein Möglichstes zu tun; 

 20. ersucht den Generalsekretär, die Sonderberichterstat-
terin ausreichend mit Personal sowie Finanz- und Sachmitteln 
auszustatten, damit sie ihr Mandat wirksam wahrnehmen kann, 
so auch durch Besuche in den betreffenden Ländern; 

 21. ersucht den Generalsekretär außerdem, in enger Zu-
sammenarbeit mit dem Hohen Kommissar und im Einklang mit 
dem von der Generalversammlung in ihrer Resolution 48/141 
vom 20. Dezember 1993 festgelegten Mandat des Hohen 
Kommissars auch weiterhin dafür zu sorgen, dass die Missio-
nen der Vereinten Nationen, wo dies angezeigt ist, auch über 
Personal verfügen, das auf menschen- und humanitärrechtliche 
Fragen spezialisiert ist, damit auf schwere Menschenrechtsver-
letzungen wie außergerichtliche, summarische oder willkürli-
che Hinrichtungen eingegangen werden kann; 

 22. ersucht die Sonderberichterstatterin, der Generalver-
sammlung auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung einen vorläufi-
gen Bericht über die weltweite Situation in Bezug auf au-
ßergerichtliche, summarische oder willkürliche Hinrichtungen 
sowie ihre Empfehlungen betreffend wirksamere Maßnahmen 
zur Bekämpfung dieses Phänomens vorzulegen. 

RESOLUTION 57/215 

Verabschiedet auf der 77. Plenarsitzung am 18. Dezember 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/556/Add.2 und Corr.1-3, Zif-
fer 127)443. 

 
443 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Albanien, Andorra, Argentinien, Belgien, Benin, Bolivien, 
Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Däne-
mark, Deutschland, Dominikanische Republik, ehemalige jugoslawische 
Republik Mazedonien, Finnland, Frankreich, Griechenland, Guatemala, 
Haiti, Irland, Island, Italien, Japan, Kamerun, Kanada, Kroatien, Kuba, 
Liechtenstein, Luxemburg, Mali, Malta, Mexiko, Monaco, Niederlande, 
Norwegen, Österreich, Panama, Peru, Polen, Portugal, Republik Korea, Re-
publik Moldau, Rumänien, San Marino, Schweden, Schweiz, Senegal, Slo-
wakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Suriname, Swasiland, Tschechische 
Republik, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und 
Nordirland und Zypern. 

57/215. Die Frage des Verschwindenlassens von Personen 

 Die Generalversammlung, 

 geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der 
Vereinten Nationen, der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte444, der Internationalen Menschenrechtspakte445 und der 
anderen einschlägigen internationalen Menschenrechtsüberein-
künfte, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 33/173 vom 20. Dezem-
ber 1978 über verschwundene Personen sowie ihre Resolutio-
nen über die Frage des Verschwindenlassens von Personen, 
insbesondere Resolution 55/103 vom 4. Dezember 2000, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 47/133 vom 
18. Dezember 1992, mit der sie die Erklärung über den Schutz 
aller Personen vor dem Verschwindenlassen als einen Grund-
satzkatalog für alle Staaten verkündet hat, 

 insbesondere höchst besorgt über die Zunahme des Ver-
schwindenlassens von Personen in verschiedenen Regionen der 
Welt, einschließlich Festnahmen, Inhaftierungen und Entfüh-
rungen, wenn diese Teil des Verschwindenlassens von Personen 
sind oder dem gleichkommen, sowie über die wachsende Zahl 
von Berichten über die Drangsalierung, Misshandlung und Ein-
schüchterung von Zeugen des Verschwindenlassens oder von 
Angehörigen verschwundener Personen, 

 nachdrücklich darauf hinweisend, dass die Straflosigkeit in 
Bezug auf das Verschwindenlassen zur Perpetuierung dieses 
Phänomens beiträgt und eines der Hindernisse bei der Aufklä-
rung von diesbezüglichen Fällen darstellt, 

 mit Interesse Kenntnis nehmend von den Initiativen zur Be-
endigung der Straflosigkeit, die auf nationaler und internationa-
ler Ebene ergriffen wurden, 

 in Anerkennung dessen, dass das Verschwindenlassen von 
Personen entsprechend der Definition im Römischen Statut des 
Internationalen Strafgerichtshofs446 als Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit unter die Zuständigkeit des Gerichtshofs fällt, 

 eingedenk der Resolution 2002/41 der Menschenrechts-
kommission vom 23. April 2002447, 

 
444 Resolution 217 A (III). 
445 Resolution 2200 A (XXI), Anlage. 
446 Official Records of the United Nations Diplomatic Conference of Pleni-
potentiaries on the Establishment of an International Criminal Court,    
Rome, 15 June-17 July 1998, Vol. I: Final documents (Veröffentlichung 
der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.02.I.5), Abschnitt A. 
447 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2002, Sup-
plement No. 3 (E/2002/23), Kap. II, Abschnitt A. 




